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Der Konsumindex verzeich-
net den höchsten Stand seit 
drei Jahren und weltweit 
blickt man mit Erstaunen und 
auch Bewunderung auf 
Deutschland, dass sich bislang 
meisterhaft nach der Welt-
wirtschaftskrise 2008 behaup-
tet hat. Der Haushalt kann als 
sehr solide bezeichnet wer-
den, die Arbeitslosigkeit ist 
zurückgegangen, und die 
Regierung wird von einer 
Bundeskanzlerin regiert, die 
wie kaum ein anderes Staats-
oberhaupt den Ehrgeiz und 
auch die Beharrlichkeit auf-
zeigt, gegen die Schuldenkri-
se mit wirtschaftlicher  Ver-
nunft im Euro-Raum vorzu-
gehen. Gerade in der Regie-
rungserklärung von Angela 
Merkel, war ganz deutlich zu 
erkennen, dass es ihr ganzes 
Bestreben ist, mit der Erhal-
tung unserer Währung die 
F u n d a m e n t e  u n s e r e s 
Wohlstands zu retten. Mit 

Ihrem Eintreten hat sie am Mitt-
woch auch die anderen Parteien 
überzeugen können. In Europas 
größter Krise wird Frau Merkel 
parteiübergreifend (mit Ausnah-
me der Linken)  und mit der 
Kanzlermehrheit gestützt. Un-
ser gemeinsames Ziel ist es, dass 
Europa eine Stabilitätsunion 
wird. Wie wird das erreicht und 
über was wurde nun genau ab-
gestimmt? Nachdem wir in der 
vergangenen Woche beschlossen 
haben, welche Instrumente der 
europäische Rettungsschirm zur 
Erfüllung seiner Aufgaben nut-
zen kann, ging es in dieser Wo-
che um die möglichst effektive 
Nutzung der zur Verfügung 
stehenden Mittel. Dabei ging es 
u m  d i e  E r t ü c h t i g u n g 
(„Hebelung“) des Rettungs-
schirms auf eine Billion Euro. 
Mit dieser Schlagkraft sollen 
Ansteckungsgefahren, die von 
Griechenland ausgehen könnten, 
vorbeugend eingedämmt wer-
den. Was versteht man unter 
einer „Hebelung“? Durch diese 
„Hebelung” sollen die noch nicht 
verplanten rund 250 Milliarden 
Euro des EFSF eine Wirkung 
wie rund eine Billion Euro er-
zielen. Dabei geht es beispiels-
weise  um den Kauf von Staats-
anleihen in Bedrängnis geratener 
Euro-Länder. Investoren wird 
das Angebot gemacht, dass der 
Fonds im Falle einer Pleite bei-
spielsweise 25 Prozent ihrer 
Verluste übernimmt. Nach die-

ser Rechnung würde der Fonds 
etwa nicht für 100 Euro selber 
Anleihen kaufen, sondern vier 
Investoren dazu bringen, jeweils 
eine Anleihe für 100 Euro zu 
kaufen. Bei dieser „Hebelung“  
bleibt es aber dabei, dass 
Deutschland nur bis zu der 
Obergrenze von 211 Milliarden 
Euro eintritt. Warum war die 
Zustimmung des Parlaments so 
wichtig ? Ehrlich gesagt, konnte 
vorher niemand erahnen wie 
wichtig diese Rückendeckung 
der Kanzlerin werden sollte. 
Ganz Europa und die Märkte 
schauten am Mittag auf die Ent-
schlossenheit des deutschen Par-
laments und noch am Abend 
erreichte die Kanzlerin mit die-
ser kraftvollen Mehrheit alle 
ihre Forderungen. Um diese 
kurz zu nennen: Die Hebelung 
auf eine Billion Euro, die Ban-
ken erlassen Griechenland 50 
Prozent seiner Schulden für 
einen zukünftigen Neuanfang, 
was 100 Milliarden Euro ent-
spricht, die Finanzhäuser müs-
sen mehr Geld für Notsituatio-
nen zurücklegen als Risikopuf-
fer, die Kernkapitalquote, wird 
auf neun Prozent erhöht; Italien 
verpflichtet sich den Schulden-
berg von 1,9 Billionen Euro 
abzubauen. Ich finde wir sollten 
auch in schweren Zeiten  zuver-
sichtlich sein, dass wir die Krise 
in den Griff bekommen und 
Deutschland weiter eine positive 
Zukunft hat. 

EUROPA MUSS EINE STABILITÄTSUNION WERDEN 

Liebe Leserinnen und Leser! Liebe Leserinnen und Leser!     

Wieder einmal wurde über 

den Rettungsfonds EFSF 
abgestimmt, diesmal über 
seine Stärkung. Das Thema 
will wohl kein Ende neh-
men. Worum ging es denn 
diesmal, fragen sich viele. 
Erfreulich und verblüffend 
ist aber trotz der turbulen-
ten Ereignisse in Europa, 
dass  die Deutschen sich 
nicht verunsichern lassen. 
Sie vertrauen auf die Zu-
kunft. Indiz dafür ist, dass 
die Deutschen wieder ver-
stärkt Konsumgüter erwer-
ben. Dieses Vertrauen in die 
Wirtschaft muss gestärkt 
werden, dafür war diese 
Woche auch entscheidend. 

Herzlichst, Ihr      Herzlichst, Ihr       
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Diese Woche wurde das  
Gesetz zur Änderung des 
Bundesverfassungsschutzge-
setzes (zur Terrorbekämp-
fung) verabschiedet mit dem 
der Großteil der Anti-Terror
-Regelungen um weitere 
vier Jahre verlängert wer-
den.  
Dabei bleiben alle Terroris-
musabwehrbefugnisse der 
Nachrichtendienste des Bun-
des, die sich als unverzicht-
bar erwiesen haben, erhal-
ten.   
Wie wichtig dies ist, zeigte 
erst die Vereitelung der Ter-
roranschläge durch die Bun-
desanwaltschaft diesen Jahres 
der mutmaßlichen Gruppe 

Al Kaida in Nordrhein-
Westfalen eben genau durch 
diese Ermittlungsmethode.  
Darüberhinaus werden im 
Gesetz zwei Befugnisse aus-
geweitet: Die Einholung von 
Auskünften von Luftfahrtun-
ternehmen wird um eine 
Abfragebefugnis bei den zent-
ralen Buchungssystemen er-
gänzt und die Einholung von 
Auskünften von Unterneh-
men der Finanzbranche wird 
mit der Abfrage von Konto-
stammdaten verbunden.  
Auf dieser Grundlage können 
Sicherungsbehörden unter 
nun strengen rechtsstaatli-
chen Voraussetzungen zum 
Beispiel auch Bankauskünfte 

einholen. Zugleich werden die 
Eingriffsschwellen aber auch 
erhöht und die parlamentarische 
Kontrolle ausgebaut. Die Geset-
ze dienen zu einem der Sicher-
heit unserer Bürgerinnen und 
Bürger  und zum anderen erfül-
len sie die Bedingungen des 
Rechtsstaats. Wenn Terroristen 
die Freiheit und das Leben un-
zähliger Menschen in Deutsch-
land gefährden, muss ein starker 
Staat die Freiheit seiner Bürger 
schützen.   
Mit dem Gesetz wurde eine gute 
Lösung gefunden und die Regie-
rung zeigt auch beim Kampf 
gegen den Terror, dass sie hand-
lungsfähig und einig ist.  

EIN STARKER STAAT SCHÜTZT DIE FREIHEIT DER BÜRGER 

ZUKÜNFTIGE VEREINFACHUNG DES RECYCLING VON MÜLL 
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31.10. Kreisvorstandssitzung 
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Abend der Mit-
telstandsvereinigung, 
Lübberstedt 

 

Am Dienstag trafen MGB 
u n d  a n d e r e  C D U -
Abgeordnete in Berlin den 
Fraktionsvorstand der Ös-
terreichischen Volkspartei 
(ÖVP). Den Höhepunkt 
bildete die Zusammenkunft 
mit der Bundeskanzlerin. 
Während des Treffens be-
stand Einigkeit, dass der 

TREFFEN MIT ÖVP ABGEORDNETEN 

Rettungsschirm keine Bankli-
zenz bekommen wird. Man 
sprach sich für die Schaffung 
einer europäischen Finanz-
marktsteuer mit Budget- und 
Lenkungsfunktion aus. In ei-
nem CDU/CSU–ÖVP-Papier 
haben wir unser Bestreben für 
eine Stabilitätsunion festgehal-
ten. 

Mit dem Gesetz zur Neuord-
nung des Kreislaufwirtschafts
- und Abfallrechts wird eine 
EU-Abfallrahmenrichtlinie in 
deutsches Recht umgesetzt. 
Darüber hinaus wird das seit 
1996 geltende Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz 
ökologisch fortentwickelt. 
Ziel des neuen Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes ist eine nach-
haltige Verbesserung der 
Ressourceneffizienz durch 
eine Stärkung der Abfallver-
meidung und des Recyclings 
von Abfällen. Mit der Ein-
führung einer ab dem Jahr 
2015 zu erfüllenden Pflicht 

zur Getrenntsammlung von 
Bioabfällen sowie von Papier-
Metall-, Kunststoff- und 
Glasabfällen in eine Tonne, 
legt das Gesetz die Grundlage 
für ein hochwertiges Recyc-
ling von Abfällen mit einem 
hohen Ressourcenpotential. 
Vorgesehen ist hier  die Ein-
führung einer „einheitlichen 
Wertstofftonne“. Bislang 
durften nur durch den 
„Grünen Punkt“ lizenzierte 
Verpackungen in den Werk-
stofftonnen oder gelben Sä-
cken entsorgt werden. Recy-
celn wird damit auch einfa-
cher. Ein weiteres Ziel ist: 

Bis zum Jahr 2020 sollen 65% 
aller Siedlungsabfälle recycelt 
und 70% aller Bau- und Ab-
bruchabfälle stofflich verwertet 
werden. Eine zweite wichtige 
Änderung betrifft das Einsam-
meln von Altpapier. So sollen 
nun auch Privatfirmen diesen 
Wertstoff sammeln dürfen, so-
fern sie einen Mehrwert bieten, 
die Sammlung drei Monate vor-
her den Kommunen bekannt 
geben und sie dies auch drei 
Jahre lang aufrechterhalten. Ziel 
ist es, den Wettbewerb zwi-
schen privaten und kommunalen 
Entsorgungsbetrieben zu bele-
ben. 


